
 

 SEB Bank Hamm                                                                Steuer-Nr. 304/5176/0965                   BÜROZEITEN: 9-13 und 15-17 Uhr 
Konto-Nr. 1569995400                   außer Mittwoch- und Freitagnachmittag 

            (BLZ 410 101 11)                                                                                                                                                           Sprechstunden nach Vereinbarung 

 Mandantenbrief_Juli_Steuerrecht_2007 

 
     Reform des GmbH-Gesetzes durch das MoMiG 

 

 
Das GmbH-Gesetz (GmbHG) soll grundlegend modernisiert und zugleich dereguliert werden. Exis-
tenzgründungen sollen erleichtert, die Registereintragung von GmbHs beschleunigt und Miss-
brauchsfälle am Ende des Lebens der GmbH bekämpft werden. Das Gesetz zur Modernisierung des 
GmbH-Rechts und zur Bekämpfung von Missbräuchen (MoMiG) will diese Ziele umsetzen. Das 
Bundeskabinett hat am 23.5.2007 den Regierungsentwurf des Gesetzes beschlossen. Das 
Inkrafttreten ist für die erste Hälfte 2008 geplant. 
 
Der beschlossene Entwurf enthält noch weitergehende Reform- und Entbürokratisierungsansätze 
als der Referentenentwurf aus dem vergangenen Jahr. Zu den Schwerpunkten des Gesetzentwurfs 
im Einzelnen: 
 
Erleichterung und Beschleunigung von Unternehmensgr ündungen  
 
Ein Kernanliegen der GmbH-Novelle ist die Erleichterung und Beschleunigung von Unternehmens-
gründungen. 
 
a) Erleichterung der Kapitalaufbringung/Übertragung  von Geschäftsanteilen  

• Das Mindeststammkapital der GmbH soll von bisher 25.000 Euro auf 10.000 Euro herabge-
setzt werden, um Gründungen insbesondere im Dienstleistungsgewerbe zu erleichtern. 

• Um den Bedürfnissen von Existenzgründern, die am Anfang nur sehr wenig Stammkapital 
haben und benötigen, zu entsprechen, bringt der Entwurf eine Einstiegsvariante der GmbH, 
die haftungsbeschränkte Unternehmergesellschaft. Es handelt sich dabei um eine GmbH, 
die ohne bestimmtes Mindeststammkapital gegründet werden kann. Sie darf ihre Gewinne 
aber nicht voll ausschütten und soll auf diese Weise das Mindeststammkapital der normalen 
GmbH nach und nach ansparen. 

• Die Gesellschafter werden künftig individueller über die jeweilige Höhe ihrer Stammeinlagen 
bestimmen. Der Entwurf sieht vor, dass jeder Geschäftsanteil nur noch auf einen Betrag von 
mindestens einem Euro lauten muss. Vorhandene Geschäftsanteile können künftig leichter 
gestückelt, aufgeteilt, zusammengelegt und einzeln oder zu mehreren an einen Dritten über-
tragen werden. 

• Rechtsunsicherheiten im Bereich der Kapitalaufbringung werden dadurch beseitigt, dass 
das Rechtsinstitut der "verdeckten Sacheinlage" im Gesetz klar geregelt wird. Der Entwurf 
sieht vor, dass die Gesellschafter künftig auch mit einer "verdeckten Sacheinlage" ihre Ver-
pflichtung gegenüber der Gesellschaft erfüllen können. Der Gesellschafter muss aber be-
weisen, dass der Wert der verdeckten Sacheinlage den Betrag der geschuldeten Bareinlage 
erreicht hat. Kann er das nicht, muss er die Differenz in bar erbringen. 

b) Einführung eines Mustergesellschaftsvertrags 
 
Für unkomplizierte Standardgründungen (u. a. Bargründung, höchstens drei Gesellschafter) wird ein 
Mustergesellschaftsvertrag als Anlage zum GmbHG zur Verfügung gestellt. Wird dieses Muster ver-
wendet, ist keine notarielle Beurkundung des Gesellschaftsvertrages, sondern nur eine öffentliche 
Beglaubigung der Unterschriften erforderlich. Allein die Unterschriften unter dem Gesellschaftsver-
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trag müssen beglaubigt werden, um die Gesellschafter identifizieren zu können. Natürlich bleibt es 
möglich, bei der Gründung freiwillig rechtlichen Rat einzuholen. 
 
c) Beschleunigung der Registereintragung  
 
Die Eintragung einer Gesellschaft in das Handelsregister wurde bereits durch das Anfang 2007 in 
Kraft getretene Gesetz über elektronische Handelsregister und Genossenschaftsregister sowie das 
Unternehmensregister (EHUG) erheblich beschleunigt. Das MoMiG verkürzt die Eintragungszeiten 
beim Handelsregister weiter:  

• Bei Gesellschaften, deren Unternehmensgegenstand genehmigungspflichtig ist, wird das 
Eintragungsverfahren vollständig von der verwaltungsrechtlichen Genehmigung abgekop-
pelt. Das betrifft zum Beispiel Handwerks- und Restaurantbetriebe oder Bauträger, die eine 
gewerberechtliche Erlaubnis brauchen. 

• Zukünftig müssen GmbHs wie Einzelkaufleute und Personenhandelsgesellschaften keine 
Genehmigungsurkunden mehr beim Registergericht einreichen. 

• Vereinfacht wird auch die Gründung von Ein-Personen-GmbHs. Hier wird künftig auf die 
Stellung besonderer Sicherheitsleistungen verzichtet. 

• Es wird ausdrücklich klargestellt, dass das Gericht bei der Gründungsprüfung nur dann die 
Vorlage von Einzahlungsbelegen oder sonstigen Nachweisen verlangen kann, wenn es er-
hebliche Zweifel hat, ob das Kapital ordnungsgemäß aufgebracht wurde. Bei Sacheinlagen 
wird die Werthaltigkeitskontrolle durch das Registergericht auf die Frage beschränkt, ob eine 
"nicht unwesentliche" Überbewertung vorliegt. Nur bei entsprechenden Hinweisen kann da-
mit künftig im Rahmen der Gründungsprüfung eine externe Begutachtung veranlasst wer-
den.  

 
Wesentliche Erhöhung der Attraktivität der GmbH als  Rechtsform  
 
Durch ein Bündel von Maßnahmen soll die Attraktivität der GmbH nicht nur in der Gründung, son-
dern auch als "werbendes", also am Markt tätiges, Unternehmen erhöht und Nachteile der deut-
schen GmbH im Wettbewerb der Rechtsformen ausgeglichen werden. 
 
a) Verlegung des Verwaltungssitzes ins Ausland  
 
Zukünftig soll es deutschen Gesellschaften ermöglicht werden, einen Verwaltungssitz zu wählen, der 
nicht notwendig mit dem Satzungssitz übereinstimmt. Dieser Verwaltungssitz kann auch im Ausland 
liegen. Damit soll der Spielraum deutscher Gesellschaften erhöht werden, ihre Geschäftstätigkeit 
auch außerhalb des deutschen Hoheitsgebiets zu entfalten. Das kann z. B. eine attraktive Möglich-
keit für deutsche Konzerne sein, ihre Auslandstöchter in der Rechtsform der vertrauten GmbH zu 
führen. 
 
b) Mehr Transparenz bei Gesellschaftsanteilen  
 
Nach dem Vorbild des Aktienregisters soll künftig nur derjenige als Gesellschafter gelten, der in die 
Gesellschafterliste eingetragen ist. So können Geschäftspartner der GmbH lückenlos und einfach 
nachvollziehen, wer hinter der Gesellschaft steht. Der eintretende Gesellschafter erhält einen An-
spruch darauf, in die Liste eingetragen zu werden. 
 
c) Gutgläubiger Erwerb von Gesellschaftsanteilen  
 
Die rechtliche Bedeutung der Gesellschafterliste wird noch in anderer Hinsicht erheblich ausgebaut. 
Die Gesellschafterliste dient als Anknüpfungspunkt für einen gutgläubigen Erwerb von Geschäftsan-
teilen. Wer einen Geschäftsanteil erwirbt, soll künftig darauf vertrauen dürfen, dass die in der Ge-
sellschafterliste verzeichnete Person auch wirklich Gesellschafter ist. Ist eine unrichtige Eintragung 
in der Gesellschafterliste für mindestens drei Jahre unbeanstandet geblieben, so gilt der Inhalt der 
Liste dem Erwerber gegenüber als richtig. Entsprechendes gilt für den Fall, dass die Eintragung 
zwar weniger als drei Jahre unrichtig, die Unrichtigkeit dem wahren Berechtigten aber zuzurechnen 
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ist. Die Neuregelung führt zu einer erheblichen Erleichterung für die Praxis bei Veräußerung von 
Anteilen älterer GmbHs. 
 
d) Sicherung des Cash-Pooling  
 
Cash-Pooling ist ein Instrument zum Liquiditätsausgleich zwischen den Unternehmensteilen im Kon-
zern. Dazu werden Mittel von den Tochtergesellschaften an die Muttergesellschaft zu einem ge-
meinsamen Cash-Management geleitet. Im Gegenzug erhalten die Tochtergesellschaften Rückzah-
lungsansprüche gegen die Muttergesellschaft. Obwohl das Cash-Pooling als Methode der Konzern-
finanzierung als ökonomisch sinnvoll erachtet wird, ist aufgrund der neueren Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofs in der Praxis Rechtsunsicherheit über dessen Zulässigkeit entstanden. Der 
Entwurf greift die Sorgen der Praxis auf und schlägt eine allgemeine Regelung vor, die über das 
Cash-Pooling hinausreicht und zur bilanziellen Betrachtung des Gesellschaftsvermögens zurück-
kehrt. Danach kann eine Leistung der Gesellschaft an einen Gesellschafter dann nicht als verbotene 
Auszahlung von Gesellschaftsvermögen gewertet werden, wenn ein reiner Aktivtausch vorliegt, also 
der Gegenleistungs- oder Rückerstattungsanspruch der Gesellschaft gegen den Gesellschafter die 
Auszahlung deckt und vollwertig ist. Eine entsprechende Regelung soll auch im Bereich der Kapital-
aufbringung gelten. 
 
e) Deregulierung des Eigenkapitalersatzrechts  
 
Beim Eigenkapitalersatzrecht geht es um die Frage, ob Kredite, die Gesellschafter ihrer GmbH ge-
ben, als Darlehen oder als Eigenkapital behandelt werden. Das Eigenkapital steht in der Insolvenz 
hinter allen anderen Gläubigern zurück. Grundgedanke der Neuregelung ist, dass die Organe und 
Gesellschafter der gesunden GmbH einen einfachen und klaren Rechtsrahmen vorfinden sollen. 
Eine Unterscheidung zwischen "kapitalersetzenden" und "normalen" Gesellschafterdarlehen wird es 
demnach nicht mehr geben. 
 
 
Bekämpfung von Missbräuchen  
 
Die aus der Praxis übermittelten Missbrauchsfälle sollen durch verschiedene Maßnahmen effektiver 
bekämpft werden. 

• Die Rechtsverfolgung gegenüber Gesellschaften soll beschleunigt werden. Das setzt vor-
aus, dass die Gläubiger wissen, an wen sie sich wegen ihrer Ansprüche wenden können. 
Deshalb muss zukünftig in das Handelsregister eine inländische Geschäftsanschrift einge-
tragen werden. Dies gilt auch für Aktiengesellschaften, Einzelkaufleute, Personenhandels-
gesellschaften sowie Zweigniederlassungen (auch von Auslandsgesellschaften). Wenn 
unter dieser eingetragenen Anschrift eine Zustellung (auch durch Niederlegung) faktisch 
unmöglich ist, wird die Möglichkeit verbessert, gegenüber juristischen Personen (also insbe-
sondere der GmbH) eine öffentliche Zustellung im Inland zu bewirken. 

• Die Gesellschafter werden im Falle der Führungslosigkeit der Gesellschaft verpflichtet, bei 
Zahlungsunfähigkeit und Überschuldung einen Insolvenzantrag zu stellen. Hat die Gesell-
schaft keinen Geschäftsführer mehr, muss jeder Gesellschafter an deren Stelle Insolvenzan-
trag stellen, es sei denn, er hat vom Insolvenzgrund oder von der Führungslosigkeit keine 
Kenntnis. 

• Geschäftsführer, die Beihilfe zur Ausplünderung der Gesellschaft durch die Gesellschafter 
leisten und dadurch die Zahlungsunfähigkeit der Gesellschaft herbeiführen, sollen stärker in 
die Pflicht genommen werden. 

• Die bisherigen Ausschlussgründe für Geschäftsführer werden um Verurteilungen wegen In-
solvenzverschleppung, falscher Angaben und unrichtiger Darstellung sowie Verurteilungen 
aufgrund allgemeiner Straftatbestände mit Unternehmensbezug erweitert. Zum Geschäfts-
führer kann also nicht mehr bestellt werden, wer gegen zentrale Bestimmungen des Wirt-
schaftsstrafrechts verstoßen hat. Das gilt auch bei Verurteilungen wegen vergleichbarer 
Straftaten im Ausland. 
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     Gefahr der Haftung bei Weglassen des Rechtsformzusatzes "GmbH" bei Ver-

tragsschluss  

 
Nach dem GmbH-Gesetz muss die Firma der Gesellschaft, die Bezeichnung "Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung" oder eine allgemein verständliche Abkürzung dieser Bezeichnung (z. B. GmbH) 
enthalten, damit Geschäftspartner auf die Beschränkung der Haftung auf das Gesellschaftsvermö-
gen hingewiesen werden. 
 
Die Richter des Bundesgerichtshofs haben nun in einem Urteil vom 5.2.2007 entschieden, dass im 
Falle des Weglassens dieses Rechtsformzusatzes der für die GmbH auftretende Vertreter persön-
lich für Verbindlichkeiten aus dem Vertrag haftet, wenn er beim Geschäftspartner den Eindruck her-
vorgerufen hat, dass mindestens eine natürliche Person für den Vertrag persönlich  haftet. 
 
Es haftet ausschließlich der für die Gesellschaft auftretende Vertreter selbst. Eine (Mit-)Haftung des 
nicht unmittelbar handelnden, gleichsam im Hintergrund bleibenden Gesellschaftsorgans wegen 
Verletzung sonstiger Handlungs-, Überwachungs- oder Instruktionspflichten kommt nicht in Betracht. 
 
Dies gilt entsprechend bei Weglassung des Rechtsformzusatzes "BV" einer niederländischen 
Besloten Vennootschap, wenn der durch den für sie auftretenden Vertreter verursachte Rechts-
schein in Deutschland entstanden ist und sich dort ausgewirkt hat. 

 

 
     Die Unternehmenssteuerreform 2008 

 

 
Die Bundesregierung hat am 25.5.2007 die endgültige Fassung der Unternehmenssteuerreform 
2008 beschlossen. Ziele der Reform sind u. a. Verbesserung der internationalen Wettbewerbsfähig-
keit deutscher Unternehmen durch wettbewerbsfähige Steuersätze, weitgehende Rechtsform- und 
Finanzierungsneutralität von Kapital- und Personengesellschaften sowie die Einschränkung von 
unerwünschten steuerlichen Gestaltungsmöglichkeiten. Die Unternehmenssteuerreform tritt - mit 
Ausnahmen - am 1.1.2008 in Kraft. 
 
Diese gewünschten Ergebnisse will der Gesetzgeber durch mehrere Maßnahmen erreichen, die 
nachfolgend kurz aufgezeigt werden. 
 
Zu den einzelnen Punkten berichten wir in den nächsten Informationsbriefen ausführlicher.  

• Kapitalgesellschaften: Kernstück der Reform bildet die geplante Absenkung des Körper-
schaftsteuersatzes für Kapitalgesellschaften von derzeit 25 % auf 15 %. Nachdem die Ge-
werbesteuer weder ihre eigene noch die körperschaftsteuerliche Bemessungsgrundlage 
mindern darf, sinkt die Gesamtsteuerbelastung auf Gewinne (bei einem Gewerbesteuer-
hebesatz von 400 %) von derzeit 38,65 % auf 29,83 %. 
 
Das Halbeinkünfteverfahren wird für Dividenden, die - aus im Betriebsvermögen gehaltenen 
Anteilen - zufließen, zu einem Teileinkünfteverfahren. Im Ergebnis unterliegen 60 % der Di-
vidende, die den jeweiligen Gesellschaftern ab dem 1.1.2009 zufließen, dem persönlichen 
Steuersatz. Vom Teileinkünfteverfahren sind auch Gewinne aus der Veräußerung von im 
Betriebsvermögen gehaltenen Anteilen betroffen. Im Privatvermögen gehaltene Anteile, die 
größer als 1 % sind, unterliegen bei Veräußerung ebenfalls dem Teileinkünfteverfahren. 
 
Im wirtschaftlichen Zusammenhang stehende Werbungskosten sind dann zu 60 % abzieh-
bar. 

• Personengesellschaften: Um die Investitionsfähigkeit der Personenunternehmen zu erhö-
hen, schafft der Gesetzgeber die Möglichkeit, auf Antrag nicht entnommene Gewinne mit 
einem ermäßigten Steuersatz in Höhe von 28,25 % zzgl. Soli-Zuschlag zu versteuern - sog. 
Thesaurierungsbegünstigung. 
 
Werden diese Gewinne zu einem späteren Zeitpunkt wieder entnommen, erfolgt eine Nach-
versteuerung mit 25 %. Diese Regelung können Einzel- sowie Mitunternehmer in Anspruch 
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nehmen, wenn sie zu mindestens 10 % am Unternehmen beteiligt sind oder der Gewinnan-
teil 10.000 Euro übersteigt. Als nicht entnommener Gewinn ist der laufende Gewinn abzüg-
lich eines positiven Saldos der Entnahmen und Einlagen zu verstehen. Zu einer zwangswei-
sen Nachversteuerung des nicht entnommenen Gewinns kommt es bei einer Betriebsver-
äußerung oder -aufgabe, Einbringung des Betriebes in eine Kapitalgesellschaft, beim Über-
gang zur Einnahmen-Überschuss-Rechnung oder auf Antrag. Wird ein Betrieb oder Mit-
unternehmeranteil im Wege der Erbfolge oder vorweggenommenen Erbfolge übertragen, 
geht auch der nachversteuerungspflichtige Betrag dieses Betriebs oder Mitunternehmeran-
teils auf den Rechtsnachfolger über. 
 
Der Steuerpflichtige kann auch die Nachversteuerung unabhängig von der Höhe des Saldos 
aus Entnahmen und Einlagen beantragen. Dies ist z. B. vor einer unentgeltlichen Betriebs-
übergabe sinnvoll, wenn der Übergeber den Rechtsnachfolger von der Nachversteuerung 
der von ihm erzielten Gewinne entlasten möchte. 
 
Entnimmt der Unternehmer oder sein Rechtsnachfolger Geldbeträge, um die Erbschaft- 
oder Schenkungsteuer, die aufgrund der unentgeltlichen Übertragung des Betriebs oder 
Mitunternehmeranteils entstanden ist, zu zahlen, entfällt insoweit eine Nachversteuerung. 
 
Anmerkung: Diese Ausgestaltung der Thesaurierung greift zu kurz, denn im Fall der Ent-
nahme des thesaurierten Gewinnes müssen mehr Steuern bezahlt werden als ohne The-
saurierung. Nur eine langjährige Thesaurierung der nicht entnommenen Gewinne bringt 
nach derzeitiger Regelung Liquiditätsvorteile. Es gilt also genau zu rechnen, inwieweit sich 
die Thesaurierung überhaupt lohnt. Einnahme-Überschuss-Rechner können diese Regelung 
nicht in Anspruch nehmen. 

• Investitionsabzugsbetrag:  Die Ansparabschreibung wird in einen "Investitionsabzugsbe-
trag" umdefiniert, der die Vorverlagerung von Abschreibungspotenzial in ein Wirtschaftsjahr 
vor Anschaffung oder Herstellung eines begünstigten Wirtschaftsguts ermöglicht. Die Inan-
spruchnahme führt zu einer Steuerstundung. Im Rahmen dieser Umgestaltung wird auf die 
sog. Existenzgründerrücklagen verzichtet. 
 
Steuerpflichtige können ab dem 1.1.2008 bis zu 40 % der voraussichtlichen Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten eines beweglichen Wirtschaftsguts des Anlagevermögens (Höchst-
betrag 200.000 Euro je Betrieb) - außerbilanziell - gewinnmindernd abziehen. Es ist nicht 
mehr erforderlich, dass das Wirtschaftsgut "neu" ist. Die bisherige buchungsmäßige Bildung 
von Rücklagen (die sog. Ansparabschreibung) entfällt. 
 
Wie bisher können nur kleine und mittlere Betriebe, die bestimmte Betriebsgrößenmerkmale 
nicht überschreiten, den Abzugsbetrag in Anspruch nehmen. Dazu zählen bilanzierende 
Gewerbetreibende bzw. Steuerpflichtige mit Einkünften aus selbstständiger Arbeit mit einem 
Betriebsvermögen von 235.000 Euro (vorher 204.517 Euro) und land- und forstwirtschaftli-
che Betriebe mit einem Einheitswert von 125.000 Euro (vorher 122.710 Euro). Für land- und 
forstwirtschaftliche Betriebe wurde vereinbart, dass der Wohnungswert aus der Berechnung 
der Betriebsgröße auszuklammern ist. 
 
Abweichend von der bisherigen Rechtslage dürfen Einnahmen-Überschuss-Rechner für 
künftige Investitionen nur noch bei einem Gewinn von bis zu 100.000 Euro einen Investi-
tionsabzugsbetrag beanspruchen. 
 
Ein Investitionsabzugsbetrag kann nur dann in Anspruch genommen werden, wenn das be-
günstigte Wirtschaftsgut voraussichtlich mindestens bis zum Ende des zweiten dem Wirt-
schaftsjahr der Investition folgenden Wirtschaftsjahres in der Bilanz einer inländischen Be-
triebsstätte des Betriebes aktiviert wird. Der Ansparzeitraum wurde also auf drei (vorher 
zwei) Jahre verlängert. Neu ist, dass das Wirtschaftsgut zwingend ausschließlich oder fast 
ausschließlich, d. h. zu mindestens 90 %, betrieblich genutzt werden muss. Diese Forde-
rung war bisher nicht Voraussetzung für die Inanspruchnahme von Ansparabschreibungen. 
 
Über die Neuregelung zum "Investitionsabzugsbetrag" werden wir Sie in der nächsten Aus-
gabe ausführlicher informieren. 
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• Sonderabschreibung: Ein Betrieb, der die im Gesetz genannten Voraussetzungen (wie 
vorher genannt) erfüllt, kann 20 % der Anschaffungs- oder Herstellungskosten als Sonder-
abschreibung geltend machen. Die Sonderabschreibungen können verteilt im Jahr der An-
schaffung oder Herstellung und in den folgenden vier Jahren in Anspruch genommen wer-
den. Die Inanspruchnahme der Sonderabschreibung ist auch für "gebrauchte" bewegliche 
Wirtschaftsgüter zulässig. 
 
Die bisher bestehende Regelung, wonach Sonderabschreibungen nur in Anspruch genom-
men werden können, wenn vorher eine Ansparabschreibung gebildet wurde, besteht nicht 
mehr. 

• Abschreibung von geringwertigen Wirtschaftsgütern:  Die Regelungen zur 
Sofortabschreibung geringwertiger Wirtschaftsgüter wurden neu geordnet. Nach der Neure-
gelung ist bei Steuerpflichtigen mit Gewinneinkünften ein Sofortabzug bei selbstständig 
nutzbaren beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens erforderlich, deren 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten jeweils 150 Euro nicht übersteigen. Auf die bisheri-
gen besonderen Aufzeichnungspflichten wird vollständig verzichtet. 
 
Bewegliche abnutzbare Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens mit Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten zwischen 150 Euro und 1.000 Euro sind künftig in einen jahrgangsbezo-
genen Sammelposten einzustellen. Dieser Sammelposten ist über eine Dauer von fünf Jah-
ren gleichmäßig verteilt gewinnmindernd aufzulösen. Abgesehen von der buchmäßigen Er-
fassung des Zugangs des jeweiligen Wirtschaftsguts bestehen keine weiteren Dokumenta-
tionspflichten. Die Einbeziehung der Wirtschaftsgüter in einen Sammelposten bedingt eine 
zusammenfassende Behandlung der einzelnen Wirtschaftsgüter. In der Folge wirken sich 
Vorgänge nicht aus, die sich nur auf das einzelne Wirtschaftsgut beziehen. Durch Veräuße-
rungen, Entnahmen oder Wertminderungen wird der Wert des Sammelpostens nicht beein-
flusst. 
 
Geringwertige Wirtschaftsgüter, deren Anschaffungskosten 410 Euro nicht übersteigen, 
können nur noch bei Überschusseinkünften im Jahr der Anschaffung sofort abgeschrieben 
werden. 

• Degressive Abschreibung:  Gerade erst wurde für die Jahre 2006 und 2007 die degressive 
Abschreibung für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens von 20 % auf 30 % 
angehoben. Diese "Vergünstigung" verlängert der Gesetzgeber nicht. 

• Zinsschranke: Mit der Einführung einer Zinsschranke soll der Betriebsausgabenabzug von 
Zinsaufwendungen für sämtliche Fremdfinanzierungen - insbesondere Bankdarlehen - ein-
geschränkt werden. Hierfür räumt der Gesetzgeber eine Freigrenze von einer Million Euro 
(was bei einem Zinssatz von 5 % einem Fremdkapital von 20 Millionen Euro entspricht) ein. 
Ist der Schuldzinsüberhang kleiner als eine Million, sind die Zinsen unbeschränkt als Be-
triebsausgaben abziehbar, sodass die meisten Steuerpflichtigen davon nicht betroffen sein 
werden. 
 
Die Regelung zur Zinsschranke ist kompliziert und mit Ausnahmen - sog. "Escape-Klauseln" 
- versehen. Die detaillierten Ausführungen würden den Rahmen dieses Schreibens spren-
gen. Hier bieten wir Ihnen im Bedarfsfalle das persönliche Gespräch an. 

• Gewerbesteuer: Die Unternehmenssteuerreform schafft die Abzugsmöglichkeit der Gewer-
besteuer als Betriebsausgaben ab. Der Staffeltarif für Einzelunternehmen und Personenge-
sellschaften entfällt. Die Gewerbesteuermesszahl wird von 5 auf 3,5 reduziert. 
 
Die 50%ige steuerliche Hinzurechnung der gezahlten Dauerschuldzinsen bei der Gewerbe-
steuer fällt weg. Stattdessen werden alle Zinsen und Finanzierungsanteile von Mieten, 
Pachten, Leasingraten und Lizenzen mit einem Hinzurechnungsfaktor von 25 % (nach 
einem Freibetrag von 100.000 Euro) erfasst. 
 
Als Belastungsausgleich für den Wegfall des Betriebsausgabenabzugs erhöht sich der An-
rechnungsfaktor auf die Einkommensteuer von 1,8 auf 3,8. 
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Anmerkung: Bei ausreichendem Anrechnungsvolumen der Einkommensteuer und bei 
Hebesätzen bis zu 380 % erfolgt i. d. R. für Einzel- und Personengesellschaften eine voll-
ständige Anrechnung bei der Einkommensteuer. 

• Mantelkauf: Die geltende Mantelkaufregelung, die die Nutzung und den Handel mit Verlust-
vorträgen verhindern soll, wird neu gestaltet. Für den vollständigen oder teilweisen Wegfall 
des Verlustvortrags wird künftig nur noch darauf abgestellt, ob ein neuer Anteilseigner maß-
gebend auf die Geschicke der Gesellschaft einwirken kann und es so prinzipiell in der Hand 
hat, die Verwertung der Verluste zu steuern. Die Sanierung angeschlagener Betriebe bleibt 
weiterhin möglich, solche Fälle werden im Verwaltungsweg geregelt. 

• Abgeltungssteuer für private Kapitalerträge und Gew inne aus privaten Veräuße-
rungsgeschäften: Bis 31.12.2008 werden Zinsen, Dividenden und private Veräußerungs-
gewinne unterschiedlich besteuert. So bleiben z. B. private Veräußerungsgewinne aus Ak-
tien und Investmentfonds - außerhalb der einjährigen Haltefrist - steuerfrei. Zinsen unterlie-
gen der normalen Einkommensteuerbelastung. Bei Dividenden liegt die Belastung durch die 
Einkommensteuer aufgrund des Halbeinkünfteverfahrens bei 50 % des individuellen Grenz-
steuersatzes, maximal somit bei 22,5 % (50 % vom maximalen Grenzsteuersatz in Höhe 
von 45 %). 
 
Ab dem 1.1.2009 werden alle im Privatvermögen zufließenden Kapitaleinkünfte sowie Wert-
zuwächse, die aus der Veräußerung der Kapitalanlagen entstehen, einheitlich mit einer 
25%igen Abgeltungssteuer  (zzgl. Soli und Kirchensteuer) belegt. Das Halbeinkünftever-
fahren wird für Einkünfte des Privatvermögens abgeschafft. Die einjährige Spekulationsfrist 
entfällt. Das gilt jedoch nicht für Wertpapiere, die vor dem 31.12.2008 gekauft wurden. Ge-
winne aus dem Verkauf dieser Wertpapiere bleiben auch nach diesem Datum steuerfrei. Die 
Spekulationsfrist für Immobilien bleibt bei zehn Jahren. 
 
Der Steuerpflichtige braucht ab 1.1.2009 Kapitalerträge, bei denen die Abgeltungssteuer 
abgezogen wurde, nicht mehr beim Finanzamt anzugeben. Kapitalerträge, bei denen die 
Abgeltungssteuer nicht abgezogen wurde, müssen bei der Einkommensteuerveranlagung 
angegeben werden. Die Besteuerung erfolgt unter Berücksichtigung der Günstigerprüfung 
(Abgeltungssteuer oder individueller Steuersatz). 
 
Der Kontenabruf wird entbehrlich und ist nur noch in bestimmten Fällen anwendbar. Steuer-
zahler, die sich durch den abgeltenden Steuersatz von 25 % schlechter stellen, haben die 
Möglichkeit, die Kapitaleinkünfte in der Steuererklärung anzugeben. 
 
Leistungen aus Lebensversicherungen, bei denen nur die Hälfte des Unterschiedsbetrags 
zwischen der Versicherungsleistung und den geleisteten Beiträgen als Ertrag anzusetzen 
ist, fallen nicht unter den abgeltenden Steuersatz von 25 %. Sie unterliegen dem progressi-
ven Einkommensteuertarif. Dies gilt in den Fällen, in denen die Versicherungsleistung nach 
Vollendung des 60. Lebensjahres und nach Ablauf von zwölf Jahren nach Vertragsab-
schluss ausgezahlt wird. 
 
Verluste aus Kapitalvermögen dürfen nicht mit Einkünften aus anderen Einkunftsarten aus-
geglichen werden. Verluste aus Aktienverkäufen mindern auch nur die Einkünfte aus diesen 
Verkäufen, die der Steuerpflichtige in den folgenden Veranlagungszeiträumen erzielt. Eine 
Verrechnung mit anderen Kapitaleinkünften ist somit nicht mehr möglich. 
 
Der Sparerfreibetrag von 750 Euro und der Werbungskostenpauschbetrag von 51 Euro 
werden zu einem Sparerpauschbetrag von 801 Euro zusammengefasst. 
 
Die Besteuerung der Kapitaleinkommen wird zum 1.1.2009 umgesetzt. Die überarbeiteten 
Regelungen sind grundsätzlich auf ab 1.1.2009 zufließende Kapitalerträge anzuwenden. 

 

 
     Neue Regeln beim Bargeldtransfer über die deutsche Grenze 
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Seit Juni 1998 werden Kontrollen des grenzüberschreitenden Bargeldverkehrs durchgeführt, um 
Gewinne aus schweren Straftaten aufzuspüren. Durch diese Maßnahme soll die organisierte Krimi-
nalität wirkungsvoller bekämpft werden. 
 
Der Reisende musste bis 14.6.2007 auf Verlangen des Zollbeamten mitgeführte Zahlungsmittel ab 
15.000 Euro anzeigen. Mit Datum vom 15.6.2007 wurde der Betrag auf 10.000 Euro reduziert. Dem 
Bargeld gleichgestellt sind auch Wertpapiere (wie Anleihen, Gewinnanteilscheine, Investmentzertifi-
kate, Schecks und Wechsel), Edelmetalle und Edelsteine, also dem Bargeld ähnliche Wertsachen. 
 
Der Reisende muss angeben, welchen genauen Betrag er mit sich führt, erklären, woher das Geld 
stammt und wofür es verwendet werden soll. Wenn es nicht sein eigenes Geld ist, muss er angeben, 
für wen er es transportiert. Die Anmeldung muss schriftlich erfolgen. Wer vorsätzlich oder fahrlässig 
das mitgeführte Bargeld oder die gleichgestellten Zahlungsmittel auf Verlangen der zuständigen 
Beamten des Zolldienstes oder der Bundespolizei nicht oder nicht vollständig anzeigt, handelt ord-
nungswidrig. 
 
Die Ordnungswidrigkeit kann bei vorsätzlichem Handeln mit einer Geldbuße bis zu 50 %, bei fahr-
lässigem Handeln mit einer Geldbuße bis zu 25 % des Betrages oder Wertes der mitgeführten, nicht 
angezeigten Zahlungsmittel geahndet werden. 
 
In besonders schweren Fällen wird die Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbuße bis zu 100 % des 
Betrages oder Wertes der mitgeführten, nicht angezeigten Zahlungsmittel geahndet. Ein besonders 
schwerer Fall liegt i. d. R vor, wenn der Täter das Zahlungsmittel am Körper, in der Kleidung, im 
Gepäck, in einem Transportmittel oder sonst auf schwer zu entdeckende Weise verbirgt, bei der 
Beförderung der Zahlungsmittel eine Schusswaffe oder eine Waffe oder sonst ein Werkzeug oder 
Mittel bei sich führt, um den Widerstand eines anderen durch Gewalt zu verhindern. 

 

 
     Basiszins / Verzugszins 

 

 
 
Verzugszinssatz ab 1.1.2002: (§ 288 BGB)  
 
Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern:  
Basiszinssatz + 5-%-Punkte   
 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern:  
Basiszinssatz + 8-%-Punkte  

 
 
Basiszinssatz nach § 247 Abs. 1 BGB  
maßgeblich für die Berechnung von Verzugszinsen 
 
01.01.2002 - 30.06.2002 = 2,57 % 
01.07.2002 - 31.12.2002 = 2,47 %  
01.01.2003 - 30.06.2003 = 1,97 %  
01.07.2003 - 31.12.2003 = 1,22 %  
01.01.2004 - 30.06.2004 = 1,14 %  
01.07.2004 - 31.12.2004 = 1,13 %  
01.01.2005 - 30.06.2005 = 1,21 %  
01.07.2005 - 31.12.2005 = 1,17 %  
01.01.2006 - 30.06.2006 = 1,37 % 
01.07.2006 - 31.12.2006 = 1,95 % 
ab 1.1.2007 = 2,70 % 
 
Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Informationsschreibens erfolgen, können erst 
in der nächsten Ausgabe berücksichtigt werden! 

 
Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. 

Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 


